
ten Stilllegung vieler Betriebsanlagen entspannte sich die
Lage in den Hot-Spot-Gebieten Anfang der 90er Jahre etwas,
es traten die sog. rezessionsbedingten ökologischen Gratis-
effekte ein. Mit einsetzendem Wirtschaftswachstum seit Mitte
der 90er Jahre nehmen dafür Umweltprobleme westlichen
Musters, z.B. steigendes Verkehrsaufkommen und Konsum-
güterproduktion zu. Anfänge moderner Umweltpolitik sowie
Unterstützung seitens internationaler Institutionen, beispiels-
weise durch das Phare-Programm der EU im Schwarzen Drei-
eck, üben teilweise lindernden Einfluss aus, sind aber unzu-
reichend. Diese allgemeinen Charakteristika kann man auch
in der Betrachtung einzelner ausgewählter Umweltbereiche
wiederfinden.

Stadt Land Fluss

Die Luftverunreinigung durch traditionelle Luftschadstoffe wie
Schwefeldioxid (SO2), Kohlenmonoxid (CO) und Stickoxide
(NoX) als auch durch Klimagase wie v.a. Kohlendioxid (CO2)
ist ein dringendes Umweltproblem in Ost- und Mitteleuropa.2

Trotz eines beachtlichen rezessionsbedingten Rückgangs [in
Tschechien z. B. von 180 kg/Person (1990) auf 80 kg/Person
(1997), ähnlich in Estland von 160 kg/Person (1990) auf
90kg/Person (1997)]3, übersteigen die Luftschadstoffemissio-
nen insgesamt den europäischen Durchschnitt um ein zwei-
bis dreifaches. Die bekannten Folgen sind vermehrter Som-
mersmog, saurer Regen, Eutrophierung von Boden und Ge-
wässern. Tendenziell wird im Bereich der Luftverunreinigung
eine Angleichung an westliche Emissionsprofile beobachtet.
Die Schadstoffemissionen, die über westlichem Niveau liegen,
nehmen grundsätzlich � wenn auch nicht schnell genug � ab,
diejenigen, die zumindest relativ niedrig waren, nehmen zu.
Ein Beispiel hierfür wären die CO2-Werte in Slowenien, die seit
1990 kontinuierlich angestiegen sind. Ein virulentes Problem
ergibt sich insb. aus der Zunahme des Personenkraftverkehrs

Über die rechtlichen und tatsächlichen Folgen der EU-Oster-
weiterung lässt sich trefflich streiten: Kommen jetzt PolInnen,
EstInnen und SlowenInnen und schnappen uns auch noch die
letzten Arbeitsplätze weg? Oder werden wir mal wieder bei
denen einfallen und neben günstigen Liegenschaften sowie
letzten Filetstücken zu privatisierender Unternehmen auch
wichtige Gestaltungsmöglichkeiten demokratischer Selbstbe-
stimmung okkupieren? Mit dem Beitritt haben sich die mittel-
und osteuropäischen Länder verpflichtet, ca. 80.000 bis
90.000 Seiten an Normen, d. h. die gesamten Rechtsakte der
EU, den so genannten Acquis Communautaire, zu überneh-
men. Dieser enthält neben rechtlichen Grundlagen für uner-
wünschte Konsequenzen zumindest einen Normenkomplex,
dessen Implementation wenigstens hierzulande allseits be-
grüßt wird: Den des europäischen Umweltrechts.
Hierzu sollen in diesem Artikel einige Überlegungen angestellt
werden. Die Lösung der ökologischen Probleme in Mittel- und
Osteuropa stellt eine große Herausforderung dar. Können die
Normen des "Umweltacquis" tatsächlich Instrumente sein,
diese zu bewältigen? Um diese Frage in Ansätzen zu beant-
worten, sollen zunächst in groben Zügen Aspekte der ökolo-
gischen Situation in den Beitrittsstaaten dargestellt und in
Bezug zu hierfür relevanten Normen des europäischen Ge-
meinschaftsrechts gesetzt werden. Im Ergebnis wird der ma-
terielle Gehalt der Normen durchaus positiv bewertet, dessen
tatsächliche Durchsetzbarkeit aber aufgrund des undemokra-
tischen Normsetzungsverfahrens ernsthaft in Zweifel gezogen
werden. 
Man kann sagen, dass die mittel- und osteuropäischen Län-
der zum Zeitpunkt der Regimewechsel aus ökologischer Sicht
zweigeteilt waren. Als eine Folge der zentralistischen, auf
quantitatives Wachstum ausgerichteten Systeme mit der Ten-
denz, Produktionsstätten an den Orten der Energieerzeugung
anzusiedeln, finden sich auf der einen Seite ökologisch schwer
geschädigte Regionen, die sogenannten Hot-Spot-Gebiete.

Das bekannteste Beispiel ist sicher das durch Braunkohleab-
bau schwer geschädigte Schwarze Dreieck im Dreiländereck
Tschechien, Polen und BRD. Daneben gibt es viele dünn be-
siedelte, noch relativ unberührte Gegenden, die z.B. eine hohe
Artenvielfalt aufweisen.1 Aufgrund der transformationsbeding-
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seit Mitte der 90er Jahre (z.B. Polen 70% mehr PKW von 1989
bis 1995; bis 2010 wird ein Zuwachs um weitere 60% erwar-
tet).
Die zentrale Norm des europäischen Rechts im Bereich der
Luftreinhaltung ist die Rahmenrichtlinie Luft4 mit der Tochter-
richtlinie über Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Partikel und
Blei. Sie zielt auf eine Intensivierung und Vereinheitlichung eu-
ropäischer Umweltpolitik im Bereich der Luftreinhaltung. Ins-
besondere werden Grundlagen für die Definition und Festle-
gung von Luftqualitätszielen vorgeschrieben sowie Grundsät-
ze zur Anwendung einheitlicher Methoden und Laborstan-
dards aufgestellt. Daneben wird die Verpflichtung zur
Information der Öffentlichkeit normiert (Festlegung von Alarm-
schwellen). In der Tochterrichtlinie werden konkrete Grenz-
werte und Verfahren (z. B. Messverfahren, Mindestzahl von
Probeentnahmen) bezüglich SO2, NoX, Partikel und Blei in der
Luft bestimmt und, worauf es letztlich ankommt, die Mitglieder
zur Einhaltung der Grenzwerte verpflichtet.
Grundsätzlich scheint hier ein rechtliches Instrumentarium zu
existieren, mit dem die Aufgabe der Schadstoffbegrenzung
wirksam angegangen werden kann. Adäquat für die Hot-Spot-

Gebiete sind Normen, die vorschreiben, für Gebiete, in denen
bestimmte Grenzwerte und Toleranzmargen überschritten
werden, Pläne mit Gegenmaßnahmen aufzustellen sowie die
Öffentlichkeit und die Kommission zu informieren. Generell
können Verpflichtungen, die sich nicht auf die Festlegung be-
stimmter Grenzwerte beschränken, sondern darüber hinaus
spezielle Verfahren festlegen, einen intensiveren Rechts-
schutz bewirken.

Wasser

In Mittel- und Osteuropa besteht das Problem der Übernutzung
der natürlichen Wasservorräte und unzureichender Abwas-
serreinigung.5 Es lässt sich jedoch ein Rückgang industriellen,
kommunalen und landwirtschaftlichen Wasserverbrauches
feststellen. Ursächlich hierfür sind wiederum die ökonomische
Transformation, aber auch die Anhebung der Wasserpreise
und die Förderung effizienter Wassernutzung. Mit dem Wirt-
schaftsaufschwung wird auch wieder ein Anstieg des Wasser-
verbrauchs erwartet. Im Jahr 2000 lag der industrielle Was-
serverbrauch um ein zwei- bis dreifaches über dem OECD-
Durchschnitt. Die Qualität der Oberflächengewässer ist sehr
uneinheitlich, besonders die Ostsee und das Schwarze Meer
sind als von geringem Wasseraustausch betroffene Binnen-
gewässer anfällig dafür, eingeleitete Schadstoffe zu akkumu-
lieren. Kommunale Abwässer werden, wenn überhaupt, unzu-
reichend gereinigt. Erhebliche Anteile der Bevölkerung sind
nicht an die Kanalisation angeschlossen. Durch die Versicke-
rung ungeklärten Abwassers, v.a. in ländlichen Gebieten, ist
die Trinkwasserversorgung der Bevölkerung stark beeinträch-
tigt. In Polen z.B. versorgt sich (Daten von 2000) die Hälfte der
Landbevölkerung mit Wasser aus handbetriebenen Brunnen,
die von einer starken Nitratbelastung betroffen sind.6

Zentrale Norm im Bereich des Gewässerschutzes ist die Was-
serrahmenrichtlinie,7 in der den Mitgliedstaaten konkrete Zeit-
pläne und Arbeitsschritte zur Verbesserung ihrer aquatischen
Umwelt bis 2015 vorgegeben werden. Weitere wichtige Nor-
men sind die Oberflächengewässerrichtlinie8 oder die Trink-
wasserrichtlinie,9 die Qualitätsanforderungen für Gewässer,
die der Trinkwassergewinnung dienen, festlegen und deren
Umsetzung damit unmittelbar dem Gesundheitsschutz der
Bevölkerung dienen würde. Die Kommunalabwasserrichtli-

nie10 regelt hingegen den Schutz der Küsten und Binnenge-
wässer, indem für Siedlungen, die eine Schmutzfracht von
über 2000 EinwohnerInnen einleiten, eine biologische Ab-
wasserbehandlung und der Bau einer Kanalisation vorge-
schrieben wird. Grundsätzlich kann man hieraus folgern, dass
sich der in diesen Vorschriften festgeschriebene Sollzustand
verglichen mit dem Status Quo in den Beitrittsstaaten als
durchaus erstrebenswert darstellt.
Im Bereich der Abfallwirtschaft herrscht eine besonders
schlechte Lage.11 Die Produktion industrieller Abfälle über-
steigt den EU-Durchschnitt deutlich (EU 1 t pro Jahr und Ein-
wohner, Tschechien 1,7, Estland sogar 5). Daneben nehmen,
bedingt durch den Anstieg der Konsumgüterproduktion, die
Verpackungsabfälle zu. Modernes Abfallmanagement findet
hingegen kaum statt. Exemplarisch sei Polen genannt, wo
99% der Abfälle auf Deponien gelagert werden, die allerdings
mehrheitlich nicht gegen Versickerung von Umweltgiften wie
z.B. Schwermetallen gesichert sind. Wenigstens aber gibt es
Deponien. In Ungarn dagegen bestand 1998 für nur ca. 50%
der Bevölkerung ein organisiertes Abfallsystem, der Rest ent-
sorgte den Müll am Waldrand oder in still gelegten Berg-
werkshallen. Wiederum bieten hier die europäischen Vorga-
ben (Abfallrahmenrichtlinie12, Richtlinie über gefährliche Ab-
fälle13, Verbrennungsanlagenrichtlinien, Richtlinien über Ver-

packungen und Verpackungsabfälle, Deponierichtlinie14)
sinnvolle Rahmenvorgaben für den Erlass moderner Abfall-
gesetze, der ja auch teilweise bereits stattgefunden hat.

Gar nicht mal so schlecht �

Diese einzelnen Beispiele sollen die Feststellung illustrieren,
dass das europäische Umweltrecht zumindest partiell Nor-
men bereitstellt, die geeignet sind, positiv auf den Umweltzu-
stand in den Beitrittsstaaten einzuwirken. Zumindest theore-
tisch. Wie sieht es aber in der Praxis aus? Vertragsrechtlich
scheint es, dass die Beitrittsstaaten ihrer in den Beitrittsab-
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Wodurch wird sicher gestellt, dass die Mitgliedsstaaten auch
tatsächlich die vereinbarten Standards durchsetzen? Oder ist
eher das Gegenteil, eine Angleichung der Mitgliedsstaaten an
das osteuropäische Niveau zu befürchten? Natürlich stehen
zur Durchsetzung nicht eingehaltener Vertragsverpflichtungen
und Richtlinien Sanktionsinstrumente zur Verfügung, aber ob
man diese im Bereich des Umweltrechts tatsächlich konse-
quent anwenden wird, ist ausgesprochen zweifelhaft und
würde zumindest eine deutliche Abkehr von der bisherigen
Praxis bedeuten. Somit ergeben sich aus verschiedenen
Gründen Zweifel an einer konsequenten Durchsetzung der
Normen des Umweltacquis nach dem Beitrittszeitpunkt. Einer
davon soll hier näher betrachtet werden.

Umweltpolitik per Zwang �

Der Prozess der Rechtssetzung in den Beitrittsländern stellt
eine Form von Rechtstransfer dar, die durch starke Zwangs-
elemente gekennzeichnet ist.20 Die Beitrittsstaaten werden
einseitig verpflichtet, einen komplexen legislativen Apparat zu
übernehmen, der in einem fremden kulturellen Kontext über
einen Zeitraum von mehreren Jahrzehnten entwickelt wurde.21

Zur Übernahme dieses Rechts dürfte, zumindest nach der
subjektiven Wahrnehmung der AkteurInnen, keine reale Alter-
native bestehen, da deren Hauptaugenmerk darauf gerichtet
ist, möglichst schnell halbwegs funktionierende marktwirt-
schaftliche Strukturen zu entwickeln, wofür die Integration in
den Binnenmarkt als unverzichtbare Voraussetzung erscheint.
Erzwungen ist der Rechtstransfer, weil in den Empfänger-
staaten eine mangelhafte Nachfrage nach umweltpolitischen
Innovationen besteht,22 man könnte auch sagen: Freiwillig in-
teressiert sich momentan niemand für Umweltangelegenhei-
ten. Aus politikwissenschaftlicher Sicht wird dazu die These
formuliert, erzwungener Rechtsimport sei grundsätzlich un-
vollständig. Die Idee, die der Politik zugrunde liege, werde
nicht mit transferiert. Dies begründe die Gefahr der Entste-
hung von Implementationsdefiziten und damit Politikversagen. 
Die Voraussetzung dafür, dass die Normen funktionieren, sei
eine breit geteilte Wünschbarkeit der Zielzustände23, die mit
der transferierten Politik erreicht werden sollen (also eine bes-
sere Umweltsituation). Dies erscheint als Grundvorausset-

kommen vereinbarten Verpflichtung zur Übernahme wesentli-
cher Partien des Umweltacquis auch nachgekommen sind,
sonst dürften sie ja nicht beitreten. Dass sie ihre Verpflichtung
auch tatsächlich insgesamt erfüllt haben, wird ihnen in den ab-
schließenden Fortschrittsberichten der Kommission auch be-
scheinigt ("beachtliche" bis "sehr gute" Fortschritte).15 Die for-
male Umsetzung in nationales Recht ist aber auch nicht so
schwierig, man muss ja nur die Gesetzestexte übersetzen. (So
hat man es z.B. wohl in Bulgarien gehandhabt). Insgesamt
kann man sagen, dass die Rahmengesetzgebung weitestge-
hend beendet ist, die ausfüllende Rechtssetzung aber z.T.
noch nicht abgeschlossen oder mangelhaft ist. Das Abfallrah-
mengesetz  der Tschechischen Republik von 1997 z.B. muss-
te gleich wieder eingestampft werden, weil die verwendete Ab-
falldefinition nicht dem europäischen Begriff entsprach. Aus
dem selben Grund musste auch Polen sein Abfallgesetz no-
vellieren. Das primäre Problem bei der Implementation des eu-
ropäischen Umweltrechts in den mittel- und osteuropäischen
Ländern ist allerdings, wie bereits angedeutet, nicht die for-
male Transformation in nationales Recht, sondern, was auch
in den Mitgliedsstaaten den zentralen Missstand darstellt, der
tatsächliche Vollzug. Zwei Aspekte sollen hierbei hervorgeho-
ben werden: Verwaltung und Finanzierung.

Ohne Moos nix los

Die weitgehende Abschaffung der kommunalen Selbstverwal-
tung, also der Handlungsfähigkeit auf lokaler Ebene, die Ab-
lehnung des Prinzips der Gewaltenteilung, also nicht nur eine
unzureichende, sondern gar keine gerichtliche Kontrolle staat-
lichen umweltschädlichen Handelns, stellen ein schweres
Erbe für den Aufbau halbwegs handlungsfähiger Verwal-
tungsstrukturen dar. Unzureichende Behördenkoordination,
Kompetenzüberschreitungen, zu wenig und zu schlecht ge-
schultes Personal, aber auch eine mangelnde verwaltungs-
gerichtliche Praxis wären hier anzuführen. 
Daneben tritt das Problem der Finanzierung: Die materiell-
technische Umsetzung der rechtlichen Vorgaben, etwa in
Form der Errichtung von Deponien, Verbrennungsanlagen und
Klärwerken, ist kostenintensiv. Die Kommission schätzt die
Kosten in einer Studie auf insgesamt 108-121 Mrd. Euro. Dem-
entsprechend haben die Beitrittsstaaten, am europäischen
Durchschnitt gemessen, in den letzten Jahren einen hohen
Anteil ihres Bruttoinlandsproduktes in die Umwelt investiert
(Estland 3% jährlich16, Tschechien 2,4 %17).
Das hat aber längst nicht gereicht. In Anbetracht dessen wur-
den den Beitrittsstaaten zur Umsetzung einiger Richtlinien
Übergangsfristen bis 2015 gewährt.18 Dies gilt v.a. für diejeni-
gen Normen, deren Umsetzung mit hohen finanziellen Auf-
wendungen verbunden ist, wie die Kommunalabwasserrichtli-
nie, die Richtlinie über die Verbrennung gefährlicher Abfälle, die
Richtlinie über Verpackungsabfälle oder die Trinkwasserricht-
linie. Als Resultat entstehen innerhalb der EU zwei (Umwelt-)
Rechtsräume. Einerseits kann man dies für realistisch halten.
Zumindest ohne deutlich intensivere finanzielle Förderung
wäre eine Angleichung an das aktuelle Niveau der EU nicht
annähernd zu bewältigen gewesen. Man hätte also den Beitritt
verschieben oder mehr Geld locker machen müssen; beides
wollte offensichtlich keiner derjenigen, die darüber zu ent-
scheiden hatten. Was bedeutet das aber für die Entwicklung
der umweltrechtlichen Standards in der EU insgesamt, die ja
sowieso bereits zu stagnieren oder gar zu regredieren drohen,
obwohl sie eigentlich dringend ausgebaut werden müssten?19
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zung für die Bereitschaft, auch die Kosten der Umsetzung zu
tragen. Politik ist also nicht das Resultat von Sachzwängen,
sondern entscheidend mit bestimmt von kognitiv verfügbaren
Handlungsoptionen24 . Diese bilden sich im gesellschaftlichen
Diskurs heraus, der politischen Entscheidungen vorausgeht,
aber nicht stattfindet, wenn politische Entscheidungen auf-
grund von Zwang getroffen werden. Einfacher gesprochen:
Wozu man keine Lust hat, klappt meistens schlechter, weil
man sich weniger damit beschäftigt. Das Widerstreben der
AdressatInnen endet in Politikversagen, eben weil durch den
Zwang das Recht zu übernehmen eine Auseinandersetzung
mit der Idee, die hinter der Norm steht, nicht stattfindet.
Dies zeichnet sich auch in den Beitrittsländern ab. Die Ver-
pflichtung zur Übernahme des Umweltacquis ist dort der
Hauptantrieb umweltrechtlicher Aktivitäten geworden, um-
weltpolitische Diskurse wurden, wohl noch deutlicher als bei
uns, von den dringenden sozialen Folgen der Transforma-
tionsprozesse in den Hintergrund, um nicht zu sagen ins völ-
lige Abseits gedrängt. Die Normen müssen übernommen wer-
den, weil das Voraussetzung für den Beitritt ist. Die Ratio der
Normübernahme wird also gelöst von der Ratio der ursprüng-
lichen Normschaffung. Damit ändert sich die Natur der Rechts-
norm, die eigentlich das Resultat einer Mehrheitsentschei-
dung nach einer Diskussion über die beste Lösung eines be-
stimmten Problems ist, grundlegend.

� eine feine Sache?

Aus dem bis jetzt Dargestellten ergibt sich meines Erachtens
eine paradoxe Situation. Die beschriebenen Normsetzungs-
verfahren genügen demokratischem Verständnis überhaupt
nicht. Das Argument, dass die aufoktroyierten Normen in frem-
den kulturellen Kontexten entwickelt wurden, kann man viel-
leicht noch entkräften. Der kulturelle Kontext ist möglicher-
weise nicht so fremd, auch in den Beitrittsländern hat ja mehr
oder weniger parallel zu Westeuropa, wenn auch unter ande-
ren Rahmenbedingungen, eine Entwicklung von Umweltbe-
wusstsein und Umweltbewegungen stattgefunden. Weiter
genügen die Normen des europäischen Umweltrechts in der
Regel tatsächlich dem Subsidiaritätsprinzip, indem Rahmen-
vorgaben gemacht werden, die konkrete Umsetzung aber
offen gelassen wird. Damit scheint eine Anpassung an ande-
re kulturelle Kontexte grundsätzlich möglich.
Das ändert aber nichts daran, dass der Normsetzungsprozess
in einem Abhängigkeits- oder auch Zwangsverhältnis stattfin-
det. Die Normen sind damit ein (zentrales) Medium, mit dem
innerhalb eines hierarchischen, nicht gleichberechtigten Ver-
hältnisses demokratisch nicht legitimierte Macht ausgeübt
wird, also ein Machtinstrument innerhalb eines Unter-
drückungsverhältnisses.
Gleichzeitig ist aber der materielle Gehalt zumindest einiger
dieser Normen auf die Förderung demokratischer Prozesse
gerichtet. Ein herausragendes Beispiel hierfür ist m.E. die Um-
weltinformationsrichtlinie25, derzufolge alle EU-BürgerInnen,
ohne die Schwelle des Nachweises eines besonderen per-
sönlichen Interesses überwinden zu müssen, einen relativ un-
eingeschränkten Informationsanspruch gegenüber allen mit
Umweltangelegenheiten befassten Behörden haben. Natür-
lich herrscht auch hier ein immenses Implementationsdefizit.
UmweltaktivistInnen in Polen bemängeln u. a., dass die
Rechtsausübung vereitelt werde, indem z.B. nicht einhaltbare
Fristen gesetzt werden.26 Aber die Existenz eines solchen
Rechts überhaupt, und dass BürgerInnen/Verbände es gel-

tend machen, kann man als Element demokratischer Prozes-
se betrachten. Ist es also möglich, in undemokratischen Ver-
fahren vermittelt über das Medium rechtlicher Vorschriften De-
mokratie zu implementieren? 

Gar nicht mal so gut �

Diese Problematik lenkt den Blick auf die Frage nach der
Natur der Rechtsnorm. Kann man sagen, dass das Vorhan-
densein eines Gesetzes grundsätzlich bereits eine bestimmte
Form von objektivem Sollen, also einen Schritt in Richtung der
Verwirklichung des materiellen Normgehaltes darstellt? Wenn
der Normsetzungsprozess in einem demokratisch legitimier-
ten Verfahren stattgefunden hat, kann man das vielleicht an-
nehmen. Ein solches Verfahren hat aber gerade im Erweite-
rungsprozess nicht stattgefunden. Beachtet man daneben
weitere Delegitimierungsvorgänge, wie z.B. den globalisie-
rungsbedingten Verlust makroökonomischer und fiskalischer
Steuerungsinstrumente auf nationalstaatlicher Ebene und den
damit einher gehenden Verlust der Fähigkeit zur Redistributi-
on sozialer Ressourcen, die dazu führen, dass allgemein
Normsetzungsprozesse auf dieser Ebene von Legitimations-
verlusten betroffen sind, muss man diese Frage wohl vernei-
nen. 
Vielleicht wird durch Normsetzung in solchen Verfahren sogar
eher das Gegenteil erreicht. So könnte man überspitzt formu-
lieren, dass sich in Ost- und Mitteleuropa im Bereich des Um-
weltrechts die Entwicklung der Menge an Gesetzen umgekehrt
proportional zur Menge demokratischer Diskurse, die eigent-
lich der Verabschiedung solcher Gesetze vorausgehen soll-
ten, verhält. Daraus könnte man folgern, dass solche Geset-
ze, auch wenn sie materiell die Förderung demokratischer
Prozesse beinhalten, eben auch geeignet sind, das Ver-
schwinden demokratischer Prozesse zu verdecken. Nach tra-
ditionellem demokratischem Verständnis indiziert die Existenz
eines Gesetzes, dass ein Diskurs stattgefunden hat. Das aber
ist ja gerade nicht mehr der Fall. Damit könnte also der auf vie-
len Ebenen stattfindende Verlust demokratischer Legitimität
verschleiert werden, ebenso wie die Notwendigkeit, die durch
die Globalisierungsprozesse erforderlich gewordenen neuen
politischen Handlungsformen und neuen Formen der Begrün-
dung demokratischer Legitimität zu entwickeln.

Maike Hellmig hat Jura studiert und lebt in Köln.          
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